
Die Europäischen Werte und Grund-
rechte achten | Die Europäische Union 
und ihre Institutionen müssen sich, 
ebenso wie mitglieds- und nichtstaat-
liche Akteurinnen und Akteure, stärker 
und gezielter für die Wahrung und 
Förderung der europäischen Werte und 
Grundrechte in den Mitgliedstaaten und 
den Beitrittskandidaten einsetzen. Künf-
tige Beitrittskandidaten haben die Auf-
gabe, demokratische Kräfte zu stärken 
und die Einhaltung europäischer Werte 
zu gewährleisten. Für die Sicherung 
und Förderung Europäischer Werte und 
Grundrechte sollen die Europäische 
Union – einschließlich ihrer Institutio-
nen – und die Bundesregierung recht-
liche Mechanismen aus den Verträgen 
anwenden und finanzielle Sanktionen 
verhängen.

Europäische Demokratie und Parla-
mentarismus stärken | Die Bundesre-
gierung soll im Verbund mit möglichst 
vielen Mitgliedstaaten Reforminitiativen 
für die Demokratie der EU initiieren und 
die breite gesellschaftliche Diskussion 
fördern. Entscheidungen der EU müssen 
für die Unionsbürgerinnen und -bürger 
verständlich sein. Im Vordergrund muss 

die Sicherung und Weiterentwicklung 
der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung stehen. Die EU-Institu-
tionen sollen ein kohärentes EU-Wahl-
system einführen, das die demokrati-
sche Entwicklung und Verfasstheit der 
europäischen Parteien fördert und das 
Wahlalter ab 16 Jahren etabliert.

Pressefreiheit und demokratischen 
Wettbewerb europaweit stärken | 
Differenzierte Kommunikation und 
offener Dialog sind wirksame Mittel ge-
gen den Vertrauensverlust in die Politik, 
auch auf europäischer Ebene. Die Bun-
desregierung und die EU-Institutionen 
müssen entschlossen die pluralistische 
Demokratie auf allen Ebenen fördern, 
anti-europäische Desinformationen 
enttarnen und bekämpfen. Die Kom-
munikation der Bundesregierung und 
der EU-Institutionen zur Europapolitik 
muss zielgruppenorientiert geführt 
werden, damit Bürgerinnen und Bürger 
sich identifizieren und aktiv mitgestal-
ten wollen.

Europäisches Bewusstsein stärken, 
Europa bilden | Bildung ist das Funda-
ment einer informierten europäischen 
Gesellschaft, deshalb müssen Kindern, 
Jugendlichen und Erwachsenen in al-
len Mitgliedstaaten gleichberechtigte 
Bildungschancen garantiert werden. 
Die neue EU-Jugendstrategie muss die 
Situation junger Menschen in Europa 
verbessern. Der strukturierte Dialog 
soll qualitativ weiterentwickelt und der 
Jugend austausch gefördert werden.

Vorreiterin bleiben: Gleichstellung 
auf allen Ebenen | Die EU muss bei 
der rechtlichen Gleichstellung von 
Frauen und Männern wieder treibende 
Kraft werden. Diese Gleichstellung 
muss im Spiegel aller Politikfelder der 
EU stehen und gilt auch für die Beset-
zung ihres politischen Spitzenperso-
nals. Die EU muss darauf hinwirken, 
dass die bestehenden EU-Rechtsvor-
schriften zur Gleichstellung von Frauen 
und Männern von den Mitgliedstaaten 
auch umgesetzt werden.
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Soziale und wirtschaftliche Kon-
vergenz stärkt Wettbewerbs- und 
Innovationsfähigkeit | Nationale 
Egois men müssen überwunden werden, 
um gemeinsame Schritte zur Vertie-
fung der Fiskal-, der Banken- und der 
Wirtschafts- und Währungsunion auf 
Basis der sozialen Marktwirtschaft zu 
unternehmen. Um Wachstum zu för-
dern und neue Arbeitsplätze – vor allem 
für Jugendliche – zu schaffen, braucht 
es kluge Investitionen in Bildung, For-
schung und soziale Infrastruktur sowie 
notwendige Strukturreformen in der 
gesamten Europäischen Union.

Haushalt an gesamteuropäischen 
Prioritäten bürgernah ausrichten | 
Der EU-Haushalt muss transparent und 
für die Öffentlichkeit erkennbar an den 
gesamteuropäischen Prioritäten ausge-
richtet sein und künftig einen Demokra-
tie-Bonus enthalten. Projekte, die durch 
demokratisch verfasste Organisationen 
umgesetzt werden, müssen in ihrer 
Arbeit stärker unterstützt werden. Der 
Mehrjährige Finanzrahmen der EU 2021-
2027 muss effektiver auf die politischen 
Anforderungen des nächsten Jahrzehnts 
ausgerichtet und seine Finanzkraft ge-
stärkt werden. Nationale Rabatte gehö-
ren abgeschafft.

Asylstandards gewährleisten, 
Fluchtursachen bekämpfen, Flüch-
tenden helfen | Die Asyl- und Flücht-
lingspolitik in Europa muss grundle-
gend reformiert werden, um eine ge-
rechte und solidarische Verteilung von 
Geflüchteten unter Einhaltung einheit-
licher Standards zu ermöglichen. Eine 
menschenwürdige Asyl- und Flücht-
lingspolitik bleibt die gemeinsame 
Aufgabe aller Mitgliedstaaten. Flucht-
ursachen sollen durch eine wirksame 
Entwicklungszusammenarbeit, eine 
erfolgreiche Nachbarschaftspolitik und 
eine faire Handels- und Agrarpolitik be-
kämpft werden. Die einzelnen Mitglied-

staaten müssen sich zu ihrer Rolle und 
Verantwortung in Fragen des Asyls und 
der Zuwanderung bekennen.

Für den Abbau von Grenzen inner-
halb Europas | Die Personenfreizü-
gigkeit ohne Grenzkontrollen muss 
konsequent wiederhergestellt werden. 
Als Hüterin der Verträge muss sich die 
EU-Kommission gegen ein dauerhaf-
tes Aushöhlen von Schengen stellen. 
Gemeinsam mit der Bundesregierung 
muss sie Sorge tragen, dass EU-Bürge-
rinnen und -Bürger anderer Nationalitä-
ten in Deutschland nicht als „Ausländer/
innen“ bezeichnet werden. Nur durch 
Freizügigkeit können Pluralismus und 
Demo kratie grenzüberschreitend ge-
stärkt werden.

Europäische Außen- und Sicher-
heitspolitik stärken | Die Ständige 
Strukturierte Zusammenarbeit muss 
ausgebaut und damit die Resilienz der 
EU nachhaltig gestärkt werden. Die 
Bundesregierung muss die Integration 
militärischer Fähigkeiten im Sinne der 
globalen EU-Strategie für die Sicher-
heitspolitik und in Einklang mit der 
EU-NATO-Erklärung gemeinsam mit 
anderen EU-Partnern vorantreiben. Die 
Europäische Union und die Bundes-
regierung müssen kurz- bis mittelfristig 
bi- und multinationale Kooperationen 
zwischen den EU-Staaten unterstützen 
und initiieren.

Für einen Binnenmarkt der 
Zukunft | Die EU-Kommission und die 
Mitgliedstaaten müssen neue Handels-
verträge ermöglichen und konsequent 
gegen protektionistische Maßnahmen 
und unredlichen Steuerwettbewerb vor-
gehen. Die europäische Handelspolitik 
muss den Rahmen für eine gerechte 
und nachhaltige Globalisierung setzen. 
Internationale Handels- und Investi-
tionsabkommen müssen weiter mit 
größtmöglicher Transparenz verhandelt 

werden, um einen Beitrag zur fairen Ge-
staltung der Globalisierung zu leisten.

EU-Politiken fit machen für die Um-
setzung der Nachhaltigkeitsziele 
und des Klimaabkommens | Die 
EU-Institutionen und Mitgliedstaaten 
sollen alle Politiken untersuchen, ob 
diese den Klimavertrag von Paris und 
die getroffenen Vereinbarungen zu den 
Nachhaltigkeitszielen der Vereinten Na-
tionen erfüllen. Die Europäische Kom-
mission muss eine Umsetzungsstrategie 
mit Zeitplanung, Zielen und konkreten 
Maßnahmen zur Einhaltung der Agenda 
2030 in allen Politikbereichen der EU 
vorlegen. Sie muss mit gutem Beispiel 
vorangehen und globale Vorreiterin für 
Umweltschutz und nachhaltige Innovati-
onen werden.

Gute EU-Rechtsetzung braucht 
Transparenz und Gründlichkeit | 
Entscheidungs- und Gesetzgebungspro-
zesse in der EU müssen transparenter 
gestaltet werden, bei Trilogen etwa 
durch eine begleitende Dokumentation 
und eine verpflichtende Abschätzung 
beschlossener Änderungen. Europäi-
sche Rechtsetzung muss einfach, gründ-
lich abgewogen und für die Bürgerinnen 
und Bürger klar verständlich sein.

Für eine moderne deutsche Europa-
politik | Deutsche Europapolitik muss 
verlässlich handeln und parlamentarisch 
wie gesellschaftlich breit verankert wer-
den. Die deutsche Europakoordinierung 
muss von Grund auf modernisiert 
werden und sich den heute geltenden 
EU-Verträgen anpassen. Sie muss sich zu-
künftig vor allem durch Kohärenz und In-
klusion auszeichnen und demokratische 
und repräsentative Verbände und Ver-
eine aus allen Bereichen der Gesellschaft 
einbeziehen. Eine „European Public Dip-
lomacy“ über staatliche Akteurinnen und 
Akteure hinaus kann einen strukturier-
ten europaweiten Dialog fördern. 


